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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

hier: Zu Einzelplan 02, Stichwort: Imagekampagne (Anlage) 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2010 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksachen 14/9700 und 14/10190 

Einzelplan 01 - Landtag 8 

Vorlage 14/2861 

Der Ausschuss billigt den Entwurf des Einzelplans 01 mit den 
Stimmen aller Fraktionen.  
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Einzelplan 02 – Ministerpräsident           14 

Vorlagen 14/2800, 14/2824, 14/2862, 2957 

Allgemeine Aussprache - Stichwort: „Imagekampagne“ (Anlagen 1 
und 2)       14 

Einzelabstimmung über die Änderungsanträge (Anlage 3) 30 

zur lfd. Nr. 1 (Personalhaushalt) 30 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 2 (Personalhaushalt) 30 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 1 (Sachhaushalt) 30 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 2 (Sachhaushalt) 30 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 3 (Sachhaushalt) 30 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 4 (Sachhaushalt) 31 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt.  
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zur lfd. Nr. 5 (Sachhaushalt) 31 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 6 (Sachhaushalt) 31 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 7 (Sachhaushalt) 31 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 8 (Sachhaushalt) 32 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 9 (Sachhaushalt) 32 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

zur lfd. Nr. 10 (Sachhaushalt) 32 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

Gesamtabstimmung über den Einzelplan 02 32 

Der Einzelplan 02 wird mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und Grünen angenommen.  
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2 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Wahlkreiseinteilung für 

die Wahl zum Landtag Nordrhein-Westfalen (Wahlkreisgesetz) 33 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10026 

- abschließende Beratung und Abstimmung (Beschlussempfehlung an 
das Plenum zur zweiten Lesung) - 

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf einstimmig mit den 
Stimmen aller Fraktionen. 

3 Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
„Westdeutschen Rundfunk Köln“ und des Landesmediengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) - 13. Rundfunkänderungs-
gesetz (Anlage) 34 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9393 

- abschließende Beratung und Abstimmung (Beschlussempfehlung an 
das Plenum zur zweiten Lesung) - 

Der Ausschuss billigt die Änderungsanträge der Fraktionen 
von CDU und FDP mit den Stimmen der Antragstellerinnen 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Grünen. 

Anschließend stimmt der Ausschuss dem Gesetzentwurf mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und Grünen zu. 

4 Gesetz über die europäische Verwaltungszusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden in Nordrhein-Westfalen 43 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9955 

Der Ausschuss verzichtet auf ein Votum. Er wird die 
Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände zur 
Kenntnis nehmen. Staatssekretär Brendel wird weitere 
Fragen zur schriftlichen Beantwortung erhalten. 
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5 Verschiedenes 45 

a) Entwurf des 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrages 45 

 Vorlage 14/2883 

b) Entwurf eines IT-Staatsvertrages 45 

 Vorlage 14/2895 

c) Vorstellung der neuen Leitungen der Vertretung der EU-
Kommission in Deutschland 45 

d) Reise des Hauptausschusses nach Brüssel am 11./12. 
Dezember 2009 auf Einladung des Benelux-Parlamentes 45 

e) „Eltern-LAN“ 45 

f) „TV-Lernsender“ 45 

g) Zuordnung einer Übertragungskapazität für Rundfunk 46 

 Vorlage 14/2990 

Der Ausschuss nimmt die Vorlage zur Kenntnis. 

* * * 
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3 Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den „Westdeutschen 

Rundfunk Köln“ und des Landesmediengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LMG NRW) - 13. Rundfunkänderungsgesetz (Anlage) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9393 
- abschließende Beratung und Abstimmung (Beschlussempfehlung an das 
 Plenum zur zweiten Lesung) - 

Thorsten Schick (CDU) hebt die mit den Änderungsanträgen der Koalitionsfraktio-
nen angestrebten wesentlichen Modifizierungen hervor. Diese beträfen vor allem die 
§§ 33 ff. 
Dazu zähle unter anderem die nunmehr vorgesehene Absenkung des Schwellenwer-
tes in § 33a Abs. 1 Ziff. 1 von 30 auf 25 vom Hundert - unterhalb dieser Grenze 
könnten maßgebliche gesellschaftsrechtliche Einflüsse verneint werden - und die 
Präzisierung sowie Stärkung in Sachen Drittsendezeiten. 

Marc Jan Eumann (SPD) erwähnt den Eingang der recht umfangreichen Ände-
rungsanträge erst am frühen Dienstagnachmittag. Da die SPD-Fraktion das Verfah-
ren aber trotzdem nicht verlängern wolle, werde sie kein Abweichen von dem verein-
barten Beratungsfahrplan verlangen, sondern ihre Änderungsanträge - diese habe 
sie eigentlich in Anbetracht der Änderungsanträge von CDU und FDP formulieren 
und zur Hauptausschusssitzung vorlegen wollen - zur plenaren Beratung einbringen.  
Inhaltlich werde die SPD-Fraktion mit ihren Änderungen dem Trachten nach sehr viel 
weniger Bürokratie und sehr viel klareren Regelungen Rechnung tragen. 
Insgesamt betrachtet erachte seine Fraktion die §§ 33 ff. auch mit den heute von den 
Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Änderungen als nach wie vor mit der Verfas-
sung nicht vereinbar. Die von den Sachverständigen in der Anhörung vorgetragenen 
schweren verfassungsrechtlichen Bedenken hätten immer noch keine hinreichende 
Berücksichtigung gefunden.  
Im Detail bezieht sich der Abgeordnete dann auf die Einfügung einer Ziff. 3 in § 33a 
Abs. 2 - „im Einzelfall die Zusage sonstiger gleich wirksamer Mittel (§ 33e)“ -, mit der 
CDU und FDP gegenüber der LfM nun einen früher abgelehnten Weg, nämlich den, 
ihr einen größeren Ermessensspielraum zu gewähren, gingen. Ihn interessiere, was 
sich die Koalitionsfraktionen unter sonstigen gleich wirksamen Mitteln vorstellten. Nur 
der Hinweis darauf, die Regelung bewusst entwicklungsoffen halten zu wollen, er-
scheine angesichts des Ernstes des Sachverhaltes ein bisschen zu mager; und den 
Bezug zu § 32b GWB herzustellen, sei vielleicht smart und markiere eventuell einen 
Pfad, den man weiter gehen könnte, beantworte aber nicht die grundsätzliche Frage 
nach dem, was die Antragsteller mit „gleich wirksamen Mitteln“ meinten. - Diesem 
Auskunftsbegehren schließt sich Claudia Scheler (SPD) an. 
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Oliver Keymis (GRÜNE) dankt Marc Jan Eumann für dessen klare Worte. Eine ge-
naue Betrachtung der Änderungen zu §§ 33 ff. habe die Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit noch nicht zugelassen, zumal die Regelungen bei dem Versuch, den 
Bedenken gerecht zu werden, eine weitere Aufblähung erfahren hätten. 
Nach Auswertung der nunmehr von CDU und FDP präsentierten Änderungsanträge 
werde seine Fraktion über eigene Anträge nachdenken und sich dabei - entspre-
chend dem in der Vergangenheit gepflegten Gedanken, Medienpolitik gemeinsam zu 
betreiben - zumindest mit der SPD-Fraktion beraten. 
Als positiv werte er die Absenkung des Schwellenwertes von 30 auf 25 vom Hundert, 
wenngleich sie sich ihm vor dem Hintergrund des Fortbestehens der folgenden Re-
gelungen nicht erschließe. Denn allein der Schwellenwert markiere noch nicht das 
Problem insgesamt und auch nicht die verfassungsrechtlichen Bedenken.  
Negativ falle für ihn infolgedessen die im Entwurf belassene Kompensationsklausel 
ins Gewicht.  
Ferner stellten die Koalitionsfraktionen über die Änderungsanträge in § 33a Abs. 3 
zwar einerseits klar, dass es sich bei dem anderen Anbieter um einen privaten han-
deln müsse, andererseits bleibe - so auch die Ansicht des von den Grünen mit der 
Begutachtung beauftragten Professors Holznagel - zweifelhaft, ob es gelinge, allein 
durch das Vorhandensein eines zweiten Anbieters Vielfalt zu gewährleisten, und 
zwar gerade im Sinne der Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts dazu mit 
Bezug auf den regionalen Bereich.  
Grundsätzlicher Überlegungen bedürfe es, ob Fensterprogramme tatsächlich ein wir-
kungsvolles Mittel zur Vielfaltserzeugung darstellten. Dies erscheine ihm nicht nur 
vom Ansatz her diskussionswürdig. Vielmehr frage es sich zudem, ob sich Fenster-
programme für einen Veranstalter wirtschaftlich überhaupt rechneten.  
Und als nicht unbedingt zielführend beurteile er nach einer ersten Durchsicht auch 
die in § 33b Abs. 2 neu eingefügte Stufenregelung. 
Ein bisschen dränge sich alles in allem der Eindruck auf, es werde mit den Ände-
rungsanträgen weiße Salbe aufgetragen und nur suggeriert, das Problem jetzt bei 
den Wurzeln zu packen, während im Grundsatz alles beim Alten bleibe. Gerade mit 
Blick auf die nach wie vor mögliche Konzentration von 100 % Meinungsmacht in ei-
nem Verbreitungsgebiet bestehe deshalb der Grundvorwurf fort.  
Als interessant bezeichnet der Abgeordnete das bisher im Medienrecht unbekannte, 
aus dem Kartellrecht stammende Instrument einer Verpflichtungszusage. Der LfM an 
dieser Stelle maximale Spielräume zu öffnen, sei unter Umständen reizvoll, aller-
dings existiere noch Prüfungsbedarf, ob eine solche Konstruktion den einschlägigen 
Rechtsgrundsätzen genüge.  
Am meisten beeindrucke ihn an dem jetzt Vorgeschlagenen aber die monströse Bü-
rokratie, streite doch gerade die FDP immer und überall für Bürokratieabbau. Sie 
mache es noch schwieriger, der Öffentlichkeit und den Betroffenen das von der Me-
dienpolitik mit dem Gesetz Gewollte zu vermitteln. 
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Dies alles beflügele die Grünen, sich über einen Änderungsantrag Gedanken zu ma-
chen, der ganz sicher ganz knackige, ganz nachvollziehbare Regelungen enthalten 
und der LfM mehr Vertrauen entgegenbringen werde, als CDU und FDP es mit ihrem 
Konvolut täten. 
Auf keinen Fall würden die Grünen die von der Landesregierung beabsichtigte Mög-
lichkeit einer 100-%-Marke, sprich: die der Zulassung eines Marktbeherrschers, mit-
tragen. 

Nach den Worten von Ralf Witzel (FDP) habe sich Änderungsbedarf bei bestimmten 
Passagen wesentlich aus in der Anhörung vorgetragenen Erwartungen und zweitens 
daraus ergeben, dass es den Koalitionsfraktionen in der Reflexion des Gesetzesvor-
habens der Landesregierung auch unter verfassungsrechtlichen Aspekten - und ei-
gentlich in Übereinstimmung mit dem auch von SPD und Grünen Geforderten - hilf-
reich erschienen sei, weitere Regelungen aufzunehmen. Die weitere Ausformulie-
rung beruhe also auf Expertenrat und verfassungsrechtlichen Erwägungen und diene 
dem Zweck, eine möglichst rechtskonforme Umsetzung des politisch Gewollten zu 
erreichen. Wenngleich gerade die FDP immer für schlanke Regelungen plädiere, 
zwängen rechtliche Notwendigkeiten manchmal zu davon abweichendem Vorgehen.  
Die Änderungsanträge wiesen auch keine additiven Vorgaben aus, sondern alterna-
tive Wege, die eine rechtskonforme und ökonomisch sinnvolle Betätigung im Me-
dienbereich erlaubten. 
Zum Verhältnis von Medienrecht und Wirtschaftsrecht werfe er ausdrücklich die Fra-
ge auf, was Medienrecht denn anderes sei als auch Wirtschaftsrecht, obschon Me-
dien natürlich eine kulturelle Dimension innewohne und ihr Auftrag in diesem Sinne 
weiter reiche. Von daher gehöre es sinnvollerweise bei solchen Gesetzesvorhaben 
im Medienrecht als eine Grundlage dazu, sich an im Wirtschaftsrecht gängigen Vor-
schriften zu orientieren, wenn es um ökonomische Belange bei medialer Betätigung 
gehe.  
Warum setzten die Koalitionsfraktionen auf einen ergebnisoffenen Prozess? - Weil 
sich auch Entwicklungen und Rechtsprechung ergebnisoffen vollzögen. Niemand 
wisse heute um die zukünftige rechtliche Einordnung von Sachverhalten durch die 
Gerichte, zumal Nordrhein-Westfalen als erstes Bundesland - andere Bundesländer 
hätten sich bisher als nicht handlungsfähig erwiesen, auf neue Anforderungen zu re-
agieren - sein Medienrecht konkret modernisiere und damit auch konkrete Maßnah-
men zur Stabilisierung der Zeitungslandschaft ergreife.  
SPD und Grünen gestehe er als völlig legitim zu, in Kenntnis der von CDU und FDP 
jetzt eingebrachten Änderungen eigene Änderungsanträge zur plenaren Beratung 
vorzulegen. Ihn interessiere dennoch schon heute die inhaltliche Linie von SPD und 
Grünen, und zwar insbesondere angesichts des Verhaltens anderer, SPD-
mitregierter Bundesländer, die Konzepte bisher nicht erkennen ließen.  

Die Behauptung von Ralf Witzel, Nordrhein-Westfalen kümmerte sich als erstes und 
einziges Bundesland um ein der digitalen Welt angepasstes Medienrecht, wird von 
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Claudia Scheler (SPD) angesichts der Tatsache, dass sich außer der der LfM jetzt 
eingeräumten Befugnis, sich auch um Internetradio zu kümmern - dies tue sie im Üb-
rigen ohne Auftrag bisher schon -, nichts dergleichen am Horizont zeige, in Abrede 
gestellt. Dabei hätte doch eine solche Novellierung - auch mit Blick auf die Aufsicht - 
Gelegenheit geboten, ein dem crossmedialen Zeitalter, der Konvergenz der Medien 
entsprechendes neues Medienrecht zu schaffen. Dies habe die Landesregierung 
versäumt und sich auf §§ 33 ff. konzentriert. Dabei wäre es doch sehr spannend ge-
wesen, sich mit der Gestaltung von Medienrecht - nicht zuletzt unter dem Aspekt 
„Medien als Kulturgut“ - in der heutigen Zeit auseinanderzusetzen.  
Was die Drittsendezeiten anbelange, hätten Landesregierung und Koalition in der 
Anhörung offenbar etwas falsch verstanden. Denn unbestritten seien die Drittsen-
derechte zwar Gegenstand der Diskussion gewesen, aber in einer völlig anderen 
Richtung, sprich: auf der Basis der Frage, ob das in den bundesweiten Vollprogram-
men als vielfaltssichernde Maßnahme Eingeführte auf das kleine Pflänzchen Lokal-
fernsehen mit oft nur einem oder zwei Redakteuren, mit mehr roten als schwarzen 
Zahlen einfach 1:1 übertragen werden könne, wie es der Koalition vorschwebe. So-
wohl Professor Dr. Schneider als auch Professor Dr. Degenhart verneinten dies.  
Aus der Praxis in der Medienkommission kenne sie auch weder eine Person noch 
eine Institution, die sich in Nordrhein-Westfalen um die Drittsenderechte bewerben 
würde. Denn das Ganze koste eine Menge Geld, und zwar nicht nur denen, die Dritt-
senderechte nutzten, sondern auch den Verlegern. Von daher wundere sie die freu-
dige Reaktion von Clemens Bauer auf diese Regelung. 
Dass von CDU und FDP um diese Thematik herum nun mittels der Änderungsanträ-
ge auch noch ein riesiger Luftballon mit Detailbestimmungen aufgeblasen werde, 
empfinde sie auch als gegenüber der LfM etwas seltsam. Denn damit billigten Koali-
tion und Landesregierung der LfM nur auf den ersten Blick mehr Kompetenzen zu, 
schränkten diese aber durch die umfangreichen einzelnen Vorgaben in Wahrheit wie-
der ein. Wolle man wirklich mehr Rechte für die LfM, bedeutete dies einen Verzicht 
auf sämtliche Abstufungen im Gesetzestext zugunsten einer umfassenden Entschei-
dungsbefugnis für die LfM. 

Oliver Keymis (GRÜNE) geht in Erwiderung auf die Frage von Ralf Witzel auf die 
baden-württembergische Regelung ein, die dezidiert ausschließe, dass ein Marktbe-
herrscher zum Zuge komme.  
Als Beleg für aufgeblasene Bestimmungen zitiere er nur § 33b Abs. 2: 
„Die Dauer des Fensterprogramms beträgt bei einer Überschreitung des in § 33a 
Abs. 1 Nr. 1 genannten Schwellenwertes mindestens 3 bis höchstens 10 vom Hun-
dert der zugewiesenen Sendezeit, wovon mindestens 30 vom Hundert in der Haupt-
sendezeit liegen müssen. Wird der in § 33a Abs. 1 Nr. 1 genannte Schwellenwert um 
mehr als das Zweifache überschritten, beträgt die Dauer des Fensterprogramms 
mindestens 5 bis höchstens 20 vom Hundert der zugewiesenen Sendezeit, wovon 
mindestens 30 vom Hundert in der Hauptsendezeit liegen müssen. Über die Dauer 
des Fensterprogramms entscheidet die LfM unter Berücksichtigung des Beitrags, 
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den das Fensterprogramm wirksam zur Wahrung der Meinungsvielfalt leistet. § 33a 
Abs. 4 findet entsprechende Anwendung.“ 
Einen solchen Text empfinde er als kabarettreif. Er habe mit dem, wie ein solcher 
Text aussehen sollte, nichts zu tun. Hier - dies werfe er insbesondere der FDP vor - 
sei ein Bürokratiemonster aufgebaut worden. Gesetzestext und Begründung spiegel-
ten einen Eiertanz um das Thema „Marktbeherrschung“ und um die Frage wider, um 
deren Beantwortung sich Landesregierung und Koalition zu drücken versuchten, 
nämlich wie eine verfassungskonforme Regelung auszusehen hätte. Am Ende be-
schließe die Mehrheit möglicherweise ein verfassungsrechtlich zumindest zweifelhaf-
tes Gesetz.  
Dass sich das mit §§ 33 ff. Gewollte klarer und verständlicher formulieren lasse, wür-
den die Grünen beweisen.  
Um was es gehe, hätten Marc Jan Eumann und er hinlänglich beschrieben. Eine ent-
scheidende Differenz zwischen Koalition und Opposition dokumentiere sich darin, 
dass CDU und FDP Medienrecht zunächst einmal als Wirtschaftsrecht betrachteten, 
während SPD und Grüne mit ihrer Position auf das vom Bundesverfassungsgericht 
mehrfach präsentierte, definitorisch etwas anders aufgebaute Konzept aufsetzten, 
wonach Medienrecht ganz viel mit Demokratie, mit Meinungspluralität, mit Vielfalt zu 
tun habe. Diesen Aspekt blende die CDU/FDP-Koalition in Nordrhein-Westfalen aus.  

Den mit § 33e eingeschlagenen Weg, der LfM das Recht einer Einzelfallbewertung 
einzuräumen, bewertet die SPD-Fraktion, so Marc Jan Eumann, als richtig.  
Allerdings - und dies unterscheide CDU und FDP auf der einen und SPD und Grüne 
auf der anderen Seite - stellten die Koalitionsfraktionen in § 33a Abs. 2 die Möglich-
keiten in den Ziffern 1 bis 3 ausschließlich alternativ: entweder Sendezeit für unab-
hängige Dritte oder Programmbeirat oder Zusage gleich wirksamer Mittel.  
Man könnte sich lange über den Programmbeirat und seine sehr detaillierte Funkti-
onsbeschreibung und noch länger über die sehr feinsinnige Ausgestaltung des In-
struments „Sendezeit für unabhängige Dritte“ unterhalten, doch - siehe den Hinweis 
von Claudia Scheler auf die ökonomischen Rahmenbedingungen - würden solche 
Sachverhalte eventuell gar nicht anfallen.  
Deshalb sollten sich Koalition und Landesregierung auf das mit § 33e neu Eingefügte 
konzentrieren und es zum Angebot erheben.  
Der fundamentale logische Fehler in der Argumentation von Koalition und Landesre-
gierung offenbare sich bei diesem Komplex in Folgendem:  
Die Sendezeit für unabhängige Dritte und auch das Institut des Programmbeirates 
seien vielfaltssichernde Maßnahmen für bundesweites privates Fernsehen. Dabei 
nehme der Gesetzgeber beim bundesweiten privaten Fernsehen vorherrschende 
Meinungsmacht bei 25 % Zuschaueranteil an. Als wirksame Mittel dagegen nenne er 
die Zurverfügungstellung von regionalen Inhalten und von Sendezeit für unabhängige 
Dritte; der Programmbeirat spiele eine noch andere Rolle. Damit ende es dann aber 
auch.  
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Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung - und dies hielten SPD und 
Grüne für verfassungsrechtlich bedenklich - ermögliche darüber hinaus auch in den 
Verbreitungsgebieten, in denen der Anbieter von Print schon eine marktbeherr-
schende Stellung einnehme, über 49 %. Die von Landesregierung und Koalitionsfrak-
tionen vorgeschlagenen Maßnahmen reichten nicht aus, dem verfassungsrechtlichen 
Gebot der Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht Rechnung zu tragen.  

Der Minister für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien, Andreas Kraut-
scheid, will der Charakterisierung der Änderungsvorschläge als weiße Salbe nicht 
folgen. Vielmehr handle es sich zum Teil um neue Elemente, zum Teil um deutliche 
Veränderungen.  
Ebenso schaffe man mit §§ 33 ff. kein bürokratisches Monster, sondern eine sehr 
einfache Struktur.  
Erstens: Ab wann müsse ein marktbeherrschendes Zeitungsunternehmen, welches 
auch Lokalfernsehen machen wolle, überhaupt Regeln einhalten? - Bei - analog Kar-
tellrecht - bei Beteiligungen von bis zu 25 %. - Von SPD und Grünen benannte Gut-
achter hätten den Anteil, bis zu dem sich ein Eingriff erübrigte, sogar auf bis zu 
knapp unter 50 % beziffert.  
Zweitens: Welche Auflagen müsse jemand, der mehr als 25 % an einem solchen 
Fernsehsender bzw. Rundfunkveranstalter zu erwerben beabsichtige, erfüllen? - Die 
Auflagen zur Herstellung von Vielfalt gliederten sich in drei Gruppen. Alternativ stän-
den  
- die Einrichtung eines Programmbeirates - nach Auffassung eines von SPD und 

Grünen benannten Gutachters eine vorbildliche Lösung -  
oder 
- die Einräumung von Sendezeiten für unabhängige Dritte - eine in der Anhörung 

mit kritischen Anmerkungen belegte Variante, weil bisher kein Benchmark und 
keine Angabe existierten, die den für die Vielfaltssicherung erforderlichen Umfang 
von Drittsendezeiten auswiesen. Im Rundfunkstaatsvertrag dienten die Drittsen-
dezeiten einem anderen Zweck.  

 Infrage gestanden habe also die Ausgestaltung dieses an sich tauglichen Mittels. 
Durch die gesamte Anhörung sei diesbezüglich die Überlegung nach dem Maß 
des Einflusses der LfM und nach dem Umfang des gesetzlich Festzulegenden ge-
geistert.  

 Aufgrund des durch das Verfassungsrecht vorgegebenen Wesentlichkeitsgebotes 
komme nicht in Betracht, das Feld größtenteils der Entscheidung der LfM zu über-
lassen, denn das Verfassungsrecht fordere die Verankerung der wesentlichen 
Rahmenbedingungen im Gesetz.  

 Von daher hätten sich Landesregierung und Koalitionsfraktionen gegen eine fle-
xible und für eine feste Schwelle - von 25 % - des Eingreifens entschieden.  
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 Definiert habe man ferner - nach dem Vorbild des Rundfunkstaatsvertrages - ei-

nen Spielraum für das Gesamtprogramm und die Hauptsendezeit. Je nach der 
Höhe des Einflusses auf das Programm im Einzelfall obliege der LfM die Ent-
scheidung über die Größe der Sendezeitanteile in der Hauptsendezeit und dar-
über hinaus. 

 Das Ob lasse sich also dem Gesetz entnehmen, über das Wie entscheide die LfM. 
Oder 
- die Zusage sonstiger gleich wirksamer Mittel im Einzelfall: eine Idee des von SPD 

und Grünen benannten Gutachters Professor Dr. Huber. Prof. Dr. Huber habe an-
geregt, doch einen Instrumentenmix anzubieten und der LfM die Entscheidung zu 
übertragen, ob die Maßnahmen reichten oder nicht. Die Verpflichtungszusage ent-
stamme dem Kartellrecht und biete in diesem Fall einem Interessierten beispiels-
weise die Möglichkeit, einen Mix aus externer und Binnenpluralität anzubieten.  

 Diese Variante liefere einen Beitrag zur Flexibilität und zur verfassungsrechtlichen 
Absicherung.  

Gegenüber ständen sich aus verfassungsrechtlicher Sicht immer der Wesentlich-
keitsgrundsatz auf der einen und Einzellfallgenauigkeit und -gerechtigkeit sowie das 
Maß des Einflusses der LfM auf der anderen Seite. Das neue Instrument der Ver-
pflichtungszusage erscheine ihm sehr wohl geeignet, das Ganze verfassungsfest zu 
machen. 
Zur Kompensationsklausel: Wenn sich ein Marktbeherrscher an einem Fernsehun-
ternehmen beteilige, müsse er einschränkende Maßnahmen in Kauf nehmen. Ande-
res gelte, wenn in diesem Markt durch das Entstehen weiterer Anbieter - dass es 
sich hierbei nicht um einen öffentlich-rechtlichen Sender handeln könne, sei durch 
den entsprechenden Änderungsantrag klargestellt - externe Pluralität Platz greife. 
Der Gesetzentwurf normiere für ein vergleichbar meinungsrelevantes Programm Re-
gelbeispiele. Damit setze der Entwurf nicht auf eine bestimmte Anzahl von weiteren 
Anbietern, sondern auf inhaltliche Kriterien für Meinungsvielfalt, und schließe damit 
aus, dass sich Befürchtungen realisierten, bereits das bloße Auftreten eines zweiten 
Anbieters reichte für einen Verzicht auf Maßnahmen aus. Kontrolliert werde dies an-
hand der im Gesetz verankerten Regelbeispiele durch die LfM. 
Dass es sich über die Schärfe der Auflagen bei §§ 33 ff. trefflich streiten lasse, wisse 
er. Er erachte es als legitim, sich am Ende einer langen Beratung für die Variante 
„Gürtel und Hosenträger“ anstatt für einzelne Merkmale alternativ zu entscheiden.  
Insgesamt enthalte das Gesetz über 70 Regelungsgegenstände, die sich unter ande-
rem mit dem digitalen Hörfunk, der Kabelbelegung usw. beschäftigten und das Prä-
dikat „modern“ verdienten. 
Beseitigt worden sei darüber hinaus - erstens - ein technischer Fehler im Entwurf, 
der ungewollt das Verhältnis zwischen Verwaltungsrat und Rundfunkrat beim WDR 
verschoben habe; es bleibe beim jetzigen Status quo. 
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Herausgenommen habe man - zweitens und richtigerweise - die Formulierungen 
betreffend die Teilnahme der Rechtsaufsicht an Sitzungen des Programmausschus-
ses etc.  
Festhalten wolle man - drittens -, obwohl nicht von allen begrüßt, an den Transpa-
renzvorschriften für den WDR und seine Töchter; sie hätten eine Präzisierung und 
Ausweitung erfahren, um Interessenkollisionen sauber abzubilden.  

Marc Jan Eumann (SPD) wünscht vom Minister Auskunft, weshalb er den Gedan-
ken des Wesentlichkeitscharakters, den er im Zusammenhang mit der Sendezeit für 
unabhängige Dritte und dem Programmbeirat beschreibe und gewahrt sehe, im Falle 
von § 33e, mit dem ausdrücklich ein anderer Pfad beschritten werde, ebenfalls als 
gegeben einstufe. 
Die SPD-Fraktion bleibe bei ihrer Einschätzung, dass in Verbreitungsgebieten mit ei-
nem marktbeherrschenden Zeitungsverlag das Instrument „Drittsendezeiten“ auch in 
der Form der Neujustierung durch CDU und FDP nicht der verfassungsrechtlich ge-
botenen Auflage, vorherrschende Meinungsmacht zu verhindern, genüge.  
Und auch ein Programmbeirat stoße an Grenzen, wenn es um Beteiligungen von bis 
zu 100 % gehe. Dieser Fall finde sich bei Professor Dr. Huber, der dem Konstrukt 
„Programmbeirat“ großes Lob gespendet habe, weder in seiner Funktion als KEK-
Vorsitzender noch als Medienrechtler in seinem Erfahrungsschatz, denn eine solch 
weitreichende Regelung enthalte kein anderes Landesmediengesetz, und das aus 
guten verfassungsrechtlichen Gründen.  
Was das WDR-Gesetz anbelange, stoße alles, was unter der Überschrift „Transpa-
renz“ laufe, auf die Zustimmung der SPD. Selbiges gelte für die redaktionelle Klar-
stellung betreffend das Verhältnis von Rundfunkrat und Verwaltungsrat. Die Erweite-
rung des Rundfunkrats allerdings lehne die SPD-Fraktion als nicht zielführend ab, 
enthalte sich aber einer Äußerung hinsichtlich der Vorschläge der Landesregierung 
mit Blick auf die dafür vorgesehenen einzelnen Institutionen.  

Unter verfassungsrechtlichen Aspekten bescheinigt Ralf Witzel (FDP) auch den Op-
positionsfraktionen eine plausible fachliche, auf Gutachten und Beiträge in der Anhö-
rung gestützte Auffassung. Ihr gegenüber stehe die ebenso begründete Ansicht von 
CDU und FDP.  

Der Minister für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien, Andreas Kraut-
scheid, wendet sich zunächst dem von Marc Jan Eumann erhobenen Vorwurf zu, es 
existierte bei § 33a ein Widerspruch zwischen den beiden ersten, sehr klar definier-
ten - Stichwort: Bestimmtheitsgrundsatz - Varianten und der dritten, der Verpflich-
tungszusage, die der LfM sehr weite Spielräume gewähre. Dies stimme so nicht, 
denn auch die dritte Variante folge dem Bestimmtheitsgrundsatz, weil die von der 
LfM zu prüfenden Mittel gleich wirksam sein müssten. Hier spiele also der Standard 
der ersten beiden Punkte hinein.  
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Ferner bittet er angesichts der bei diesem Thema manchmal allseits Einkehr halten-
den gedanklichen Höhenflüge auch verfassungsrechtlicher Natur und dem Verweis 
auf die hohen Güter, die hier in Rede ständen, zu bedenken, dass als Regelungsob-
jekte Sender wie beispielsweise CenterTV in Betracht kämen; also Sender mit rund 
10 Stunden Programm und einem Nachrichtenanteil von 15 bis 20 Minuten am Tag. 
Nur dieser Nachrichtenteil präge Meinung und bedürfe entsprechender Regelungen, 
um eine Vereinnahmung von Meinung zu verhindern.  
Führe man sich vor Augen, dass die LfM nunmehr in Sachen Drittsendezeiten die 
Kompetenz bekomme, in diesem Programmbereich 20 % externes Programm zu 
verpflichten, wovon ein Drittel in der Hauptsendezeit liegen müsse, dann erschließe 
sich die „Dimension“ der Angelegenheit. 
Ob ein Veranstalter aber die Variante „Drittsendezeit“, die seines, Krautscheids, Er-
achtens also ein taugliches Mittel darstelle, wähle, bestimme er selber. Und es sprä-
chen in manchen Fällen durchaus gute Gründe dafür, sich dieses Instruments zu be-
dienen. Beispielsweise gebe es in Nordrhein-Westfalen mehrere Unternehmen, die 
sowohl die Fensterprogramme von RTL und Sat1 bestückten, aber auch für andere 
Sender produzierten. Da es sich dabei um durchaus interessante Beiträge handle, 
könne ihre - auch freiwillige - Hereinnahme die Attraktivität eines Senders für Wer-
bung durchaus steigern und zudem das Programm qualitativ verbessern. 

Der Ausschuss billigt die Änderungsanträge der Fraktionen 
von CDU und FDP mit den Stimmen der Antragstellerinnen 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Grünen.  
Anschließend stimmt der Ausschuss dem Gesetzentwurf mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und Grünen zu.  
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